
soll. Die Zeitpunkte der Kontrolle werden maßgeblich 
von den Anforderungen an den Verurteilten zur Er­
füllung seiner Verpflichtungen und von den dabei er­
zielten Ergebnissen bestimmt. Unter diesen Gesichts­
punkten sind auch die Termine für Zwischeneinschät­
zungen über das Verhalten des Verurteilten festzulegen. 
Dabei ist es grundsätzlich nicht zweckmäßig, die Zeit­
punkte der Kontrolle bereits zu Beginn der Bewäh­
rungszeit für deren gesamte Dauer zu bestimmen, weil 
die Erfüllung der Verpflichtungen des Verurteilten 
meist schrittweise und nicht immer kontinuierlich vor 
sich geht, so daß sich der Verlauf des Bewährungs- und 
Erziehungsprozesses und folglich auch die von ihm ab­
hängigen Kontrolltenmine in der Regel nicht vorher­
sehen lassen./13/

Differenzierte Gestaltung der Kontrollmaßnahmen

Die gerichtliche Kontrolle ist entsprechend den unter­
schiedlichen Erfordernissen und den Besonderheiten 
der Erziehung und Bewährung des Verurteilten, die 
sich aus seiner Straftat und seinem gesamten bisheri­
gen Leben, seiner Persönlichkeit und den im Urteil ge­
troffenen Festlegungen ergeben, d i f f e r e n z i e r t  zu 
gestalten. Von erheblicher Bedeutung für den Erfolg 
des Erziehungs- und Bewährungsprozesses ist ferner, 
daß die Gerichte bereits nach Eintritt der Rechtskraft 
des Urteils zielstrebig und planmäßig mit der Kon­
trolle beginnen.
Eine intensive Kontrolle, insbesondere zu Beginn der 
Bewährungszeit, ist vor allem bei denjenigen Verur­
teilten notwendig, die einer stärkeren erzieherischen 
Einwirkung bedürfen. Dazu gehören z. B.
— Vorbestrafte, die ausnahmsweise erneut auf Bewäh­

rung verurteilt wurden;
— Verurteilte, denen mehrere Verpflichtungen (z. B. 

zur Bewährung am Arbeitsplatz und zur Wiedergut­
machung des Schadens) auferlegt wurden;

— Verurteilte, bei denen wegen ihres bisherigen Ver­
haltens die Gefahr besteht, daß sie bei der Realisie­
rung ihrer Verpflichtungen Schwierigkeiten bereiten 
werden;

— labile Täter, insbesondere solche, die zum Zeitpunkt 
der Verurteilung keiner festen Arbeit nachgegangen 
sind;

— Jugendliche, die erhebliche Erziehungsschwierigkei­
ten bereitet haben.

Bei diesen Verurteilten muß gewährleistet sein, daß 
das Gericht über den Verlauf ihres Bewährungs- und 
Erziehungsprozesses ständig unterrichtet ist und erfor­
derlichenfalls auf negative Entwicklungstendenzen so­
fort reagiert. Dadurch wird vermieden, daß das Gericht 
von der negativen Entwicklung eines Verurteilten erst 
so spät Kenntnis erlangt, daß es angesichts der Schwere 
der Pflichtverletzungen nur noch den Widerruf der Be­
währungszeit beschließen kann.
Sind für die Erfüllung bestimmter Verpflichtungen des 
Verurteilten im Urteil (z. B. bei Wiedergutmachung des 
Schadens gemäß § 33 Abs. 3 StGB) oder durch geson­
derte Festlegungen im Rahmen der Strafenverwirk­
lichung (z. B. bei Berichterstattung des Verurteilten 
vor dem Gericht, dem Leiter oder dem Kollektiv ge­
mäß § 33 Abs. 4 Ziff. 6 StGB) bestimmte Fristen gesetzt, 
muß die Kontrolle unmittelbar nach dem Ablauf dieser 
Fristen stattfinden. Hat das Gericht zunächst keine Kon­
trollen vorgesehen, muß es dennoch gewährleisten, daß 
es durch die Leiter der Betriebe unverzüglich informiert 
wird, wenn bei der Erziehung und Bewährung von Ver­
urteilten Schwierigkeiten auftreten.
Einmal getroffene Entscheidungen über Notwendigkeit 
und Ziel der gerichtlichen Kontrolle des Erziehungs­
und Bewährungsprozesses sowie die Art und Weise ihrer 
Ausübung müssen nicht für die ganze Dauer der Be­
währungszeit unverändert bleiben. Erforderlichenfalls 
sind sie unter Berücksichtigung der Entwicklung des 
Verurteilten zu modifizieren und den neuen Erforder-

fl3/ Vgl. H. Willamowski, „Zur Bestimmung der Zeitpunkte für 
die Wiedergutmachung des Schadens und die Berichterstattung 
durch den auf Bewährung Verurteilten“, NJ 1975 S. 574.

nissen anzupassen. Bei anhaltend positivem Verhalten 
des Verurteilten, insbesondere nach Erfüllung seiner 
Verpflichtungen, wird eine weitere Kontrolle im allge­
meinen entbehrlich sein. Andererseits können gegenüber 
einem Verurteilten, bei dem zunächst eine Kontrolle 
nicht erforderlich war, im Verlaufe der Bewährungs­
zeit Kontrollmaßnahmen festgelegt werden, wenn sich 
herausstellt, daß er die mit der Verurteilung auf Be­
währung an sein künftiges Verhalten gestellten Anfor­
derungen nicht oder nicht ordnungsgemäß erfüllt. Das 
Gericht hat deshalb während der Bewährungszeit zu 
prüfen und zu entscheiden, ob und inwieweit weitere 
Maßnahmen der Kontrolle einzuleiten sind, wenn auf 
Grund von Informationen aus dem Arbeite- und Le­
bensbereich des Verurteilten hierfür Veranlassung be­
steht (§ 342 Abs. 4 StPO)./14/
Differenzierte Methoden der Kontrolle können sich auch 
aus der unterschiedlichen Struktur der Betriebe erge­
ben, in denen die Verurteilten arbeiten. Zur Kontrolle 
können die Gerichte Berichte der Leiter über das Ver­
halten der Verurteilten in der Bewährungszeit entge­
gennehmen, Aussprachen mit den Verurteilten führen, 
Schöffenkollektive oder im Einsatz befindliche Schöffen 
mit der Kontrolle beauftragen und sich im Rahmen 
ihrer operativen Tätigkeit — ggf. auch telefonisch — 
über den Verlauf der Erziehung und Bewährung der 
Verurteilten informieren.

Zur Verwirklichung der Verpflichtung 
zur Bewährung am Arbeitsplatz

Die Bestimmung des § 343 StPO ist ergänzt und damit 
den entsprechenden strafrechtlichen Rechtsvorschriften 
in § 34 StGB über die Verpflichtung zur Bewährung 
am Arbeitsplatz angepaßt worden. Den möglichen Va­
rianten der Beendigung der Verpflichtung zur Bewäh­
rung am Arbeitsplatz, wie sie in den entsprechenden 
Alternativen des § 34 Abs. 2 StGB zum Ausdruck kom­
men, wird besser Rechnung getragen. In § 342 Abs. 2 
und 3 StPO ist nunmehr ausdrücklich geregelt, daß 
der Betrieb das Gericht zu informieren hat und die 
Zustimmung des Gerichts in Gestalt eines entsprechen­
den Beschlusses auch dann notwendig ist, wenn das Ar­
beiterechteverhältnis durch den Betrieb gelöst werden 
soll. Durch die Streichung des Begriffs „böswillig“ in 
§ 343 Abs. 2 StPO wurde diese prozessuale Bestimmung 
mit der entsprechend geänderten materiellrechtlichen 
Regelung in § 35 Abs. 3 Ziff. 2 StGB in Übereinstim­
mung gebracht.

Mitwirkung der Schöffen an der Kontrolle
der Verwirklichung der Verurteilung auf Bewährung

Die Neufassung des § 342 Abs. 1 StPO orientiert vor­
rangig auf die Einbeziehung der Schöffen in die Kon­
trolle des Verhaltens der Verurteilten während der 
Bewährungszeit. Die Tätigkeit der Schöffen außerhalb 
ihrer Mitwirkung an der Rechtsprechung konzentriert 
sich im wesentlichen auf die Erfüllung dieser Auf- 
gabe./15/
Die Gerichte müssen die Schöffen in jedem einzelnen 
Fall auf diese wichtige Aufgabe sorgfältig vorbereiten 
und sie vor allem über Ziel, Inhalt und Methoden der 
Kontrolle gründlich informieren. Einige Kreisgerichte 
übergeben den Schöffen zu diesem Zweck schriftliche 
Aufträge, aus denen hervorgeht, welche Verpflichtun­
gen des Verurteilten zu kontrollieren sind. Die Schöf­
fen werden in der Regel mündlich, mitunter aber auch 
schriftlich über die konkreten Anforderungen unter­
richtet, die bei den Verurteilten zu beachten sind. Ver­
schiedentlich wird diese Information der Schöffen mit

tl4/ In diesem Zusammenhang 1st darauf hinzuweisen, daß sich 
die Im Rahmen der Kontrolle der Verwirklichung der Verur­
teilung auf Bewährung festgelegten gerichtlichen Maßnahmen 
gemäß § 342 Abs. 4 StPO grundlegend von den Verpflichtungen 
unterscheiden, die das Gericht dem Verurteilten gemäß § 33 
Abs. 3 und 4 StGB Im Urteil auferlegen kann. Vgl. dazu Fragen 
und Antworten, NJ 1975 S. 579 f.
/15/ Zu den Aufgaben der Schöffen bei der Verwirklichung der 
Verurteilung auf Bewährung vgl. E.-G. Severin, „Zur Neufas­
sung des Gerichtsverfassungsgesetzes“, NJ 1974 S. 737 fit. (738); 
H. Willamowski, „Ziel und Hauptrichtungen der Änderungen 
der StPO“, NJ 1975 S. 97 a. (97, 100).

679


